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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Keppelmüller und Genossen 

haben am 9. Mai 1990 unter der Nr. 5473/J an mich eine schrift­

liche parlamentarische Anfrage betreffend Trinkwassergesetz 

gerichtet, die folgenden Wortlaut hat: 

"sind sie der Ansicht, daß durch ein österreichisches Trink­
wassergesetz nach BRD-Vorbild die Einhaltung von geforderten 
Trinkwasserstandards erleichtert würde?1l 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Die Schaffung eines österreichischen Trinkwassergesetzes er­

scheint mir aus folgenden Gründen nicht geeignet, die Einhal­

tung von geforderten Trinkwasserstandards zu erleichtern: 

Das Lebensmittelrecht, dem Trinkwasser bereits seit 1897 zuge­

ordnet ist, regelt die Beschaffenheit des Trinkwassers, während 

die Beseitigung und Hintanhaltung der Ursachen für Verunreini­

gungen von Gewässern im Wasserrecht (bzw. z.T. auch im Bau- und 
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Gewerberecht) verankert sind. Grundsätzlich besteht somit keine 

Diskrepanz zwischen dem Wasserrechtsgesetz und dem Lebensmit­

telgesetz, vielmehr ergänzen die beiden Rechtsmaterien einan­

der. Da beide Rechtsmaterien in mittelbarer Bundesverwaltung 

vom Landeshauptmann vollzogen werden, besteht auf dieser Ebene 

auch die Möglichkeit einer ausreichenden Koordination notwen­

diger Maßnahmen. 

Es ist hervorzuheben, daß vor allem nicht immer ausreichende 

Maßnahmen im Vollzug des Wasserrechtsgesetzes regional zu 

Beeinträchtigungen des Grundwassers geführt haben, wovon zum 

Teil auch das Trin]cwasser betroffen ist. Fallweise sind Auf­

berei"tungen des Trinkvlassers notwendig gevlOrden, ein Weg, der 

stets als letzter Ausweg zu beurteilen ist. Die Anforderungen 
an Trinkwasser im Hinblick auf den Schutz der Gesundheit sind 

jedenfalls unteilbar und finden bereits in entsprechenden 

Vorschriften auf Grund des Lebensmittelgesetzes 1975 ihren 

Niederschlag. Die bestehende Trinkwasser--Nitratverordnung 

(BGBl.Nr. 557/1989) regelt den Nitratgehalt im Trinkwasser 

mittels eines stufenplanes für ganz österreich. Eine Trink-

wasser-Pestizidverordnung steht derzeit in Vorbereitung, wobei 

ein entsprechender Verordnungsentwurf noch im Sommer 1990 dem 

allgemeinen Begutachtungsverfahren zugeleitet werden wird. 

weiters wurde bereits am 14. Juli 1989 ein neues Codexkapitel 

B 1 "Trinkwasser" beschlossen, das den seinerzeitigen "Trink­

wassererlaß" aus dem Jahre 1984 den modernen Anforderungen ent­

sprechend aktualisiert. 

Klarzustellen wäre des weiteren, daß auch die Bundesrepublik 

Deutschland über kein eigenes Trinkwassergesetz, sondern über 

eine auf den Verordnungsermächtigungen im Lebensmittel- und 

Bedarfsgegenständegesetz und im Bundesseuchengesetz beruhende 
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Trinkwasserverordnung verfügt. Die rechtliche Situation in der 

BRD ist daher der in österreich sehr ähnlich, nur tritt in 

Österreich hinzu, daß Regelungen auch durch Codexkapitel - wie 

bereits ausgeführt - möglich sind. 

Zusammenfassend möchte ich sohin festhalten,daß es aus den 

obgenannten Gründen nicht erforderlich ist, ein gesondertes 

Trinkwassergesetz zu erlassen. Vielmehr gilt es,·die Qualität 

des Trinkwassers durch eine konsequente Vollziehung bestehender 

Rechtsvorschriften sicherzustellen. 

Dabei bin ich sicher, daß auch die Vorschriften der neuen 

Wasserrechtsgesetznovelle sowie des in Aussicht genommenen 

neuen Pflanzenschutzmittelgesetzes, an dessen Erarbeitung das 

Bundeskanzleramt-Gesundheit fachlich wesentlich beteiligt war, 

zur Trinkwasserqualitätssicherung einen hervorragenden Beitrag 

leisten können. 
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